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l. Ortsſtraßen , Baufluchten .
1 . Geſetz vom 20 . Februar 1868 , die Anlage der
Ortsſtraßen und die Feſtſtellung der Baufluchten

betreffend .
( Reg . ⸗Bl. S. 286 ) in der durch die Geſetze vom 3. März 1880 (Geſ . ⸗und V. ⸗O. ⸗Bl . S. 47 ) und 26. Juni 1890 ( Geſ . ⸗ und V. ⸗O. ⸗Bl . S. 489 )bewirkten Faſſung .

Art . 1. Die Verpflichtung zur Herſtellung und Unter⸗
haltung der Ortsſtraßen und öffentlichen Plätze liegt der Ge⸗
meinde ob .

Soweit jedoch dieſelben Beſtandtheile einer Landſtraßebilden , ſind hinſichtlich dieſer Verpflichtung die Beſtimmungendes Straßengeſetzes maßgebend.
Art . 2. ( Abſ . 1 in der Faſſung vom 26 Juni 1890 )Behufs der Anlegung neuer Ortsſtraßen ſind Pläne in einer

dem vorausſichtlichen Bedürfniſſe entſprechenden Weiſe feſt⸗
zuſtellen .

Hierbei , ſowie bei Erweiterung , Verlegung der Orts⸗
ſtraßen und der allgemeinen Beſtimmung der Straßenhöhe ,ſowie der Bauflucht an einer Ortsſtraße , tritt folgendes Ver⸗
fahren ein :

J. Die näheren Beſtimmungen über die neue Anlage wer⸗
den zunächſt vom Gemeinderathe feſtgeſtellt , durch ausge⸗
ſteckte Pfähle und Profile auf den Grundſtücken ſelbſt
und durch Aufnahme eines geometriſchen Planes an⸗
ſchaulich gemacht , in welchem die Straßenlinie ,
Straßenhöhe , die Baufluchten , ſowie die benach⸗
barten Grundſtücke der Lage und Größe ihres
Areals nach und unter Angabe der Namen ihrer
Eigenthümer eingetragen ſein müſſen.

2. Das Bezirksamt läßt nach Erhebung eines techniſchen
Gutachtens den vom Gemeinderath übergebenen Plan
zur Einſicht der Betheiligten durch wenigſtens vierzehn
Tage im Rathhauſe niederlegen , indem es zugleich
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eine angemeſſene Friſt feſtſetzt , binnen welcher Ein⸗

wendungen gegen die beabſichtigte Anlage bei Aus⸗

ſchlußvermeiden geltend zu machen ſind .

3. Dieſe Verfügung iſt in der für die Verkündigung be⸗

zirkspolizeilicher Vorſchriften angeordneten Weiſe zur

allgemeinen und durch mündliche Eröffnung oder ſchrift⸗
liche Einhändigung zur beſonderen Kenntniß der im

Großherzogthum an bekannten Orten anweſenden Be⸗

theiligten zu bringen .
4. Erforderlichen Falls hält das Bezirksamt mit Bei⸗

ziehung des Gemeinderaths , der Betheiligten und

Sachverſtändigen eine Tagfahrt zur Einnahme eines

Augenſcheins und zur Erörterung des Plans , ſowie
der etwa dagegen erhobenen Einwendungen ab .

5. Nach beendigter Vorverhandlung beſchließt der Bezirks⸗
rath über die Feſtſtellung des Planes .

6. Sobald der Plan endgiltig feſtgeſtellt iſt , wird er in
der für ortspolizeiliche Vorſchriften beſtimmten Art be⸗
kannt gemacht und zur Einſicht auf dem Rathhauſe
14 Tage öffentlich aufgelegt .

Art . 3. Endgiltig feſtgeſtellte Pläne bleiben in Kraft ,
ſo nde ſie nicht nach Maßgabe obiger Vorſchriften geändert
werden .

Art . 4. Die zur Anlegung oder Erweiterung von Orts⸗
ſtraßen oder Plätzen erforderliche Fläche iſt von der Ge⸗
meinde zu erwerben , und zu dieſem Behufe nach Feſtſtellung
des Bauplanes nöthigenfalls eine Entſcheidung des Staats⸗
miniſteriums zu erwirken , durch welche Diejenigen , deren Eigen⸗
thum nach dem Plane zu der Anlage verwendet werden ſoll ,
für verbunden erklärt werden , auf Verlangen der Gemeinde
das nöthige im Plane bezeichnete Gelände gegen Entſchädig⸗
ung abzutreten .

Art . 5. ( Faſſung v. 26 . Juni 1890 ) . Der Gemeinde⸗
rath kann , abgeſehen von den Fällen des nachfolgenden Ar —
tikels , die Abtretung der zur Anlegung oder Erweiterung
von Ortsſtraßen oder Plätzen erforderlichen Fläche zu jedem
ihm geeigneten Zeitpunkte , ſelbſt wenn die Ausführung des
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Planes noch nicht in Angriff genommen werden ſollte , von
dem einzelnen Grundbeſitzer verlangen .

Art . 6. Caſſung vom 26 . Juni 1890 . ) Der Eigen⸗
thümer eines zur Herſtellung oder Erweiterung einer Orts⸗
ſtraße oder eines öffentlichen Platzes nach dem feſtgeſtellten
Bauplan nöthigen Grundſtücks kann , ſofern das Grundſtück
unbebaut iſt , die ſofortige Uebernahme durch die Gemeinde
verlangen ,

wenn das Grundſtück zur Zeit der Feſtſtellung des
Planes nach dem letzteren in ſeinem ganzen Umfang
abzutreten iſt , oder wenn und inſoweit es zu dieſer
Zeit in Folge ſeiner Lage an einer bereits beſtehenden
Ortsſtraße zur Bebauung geeignet iſt , oder wenn das⸗
ſelbe für einen öffentlichen Platz beſtimmt und das
Gelände für die den Platz umgebenden Straßen von
der Gemeinde erworben iſt .

Hinſichtlich eines überbauten Grundſtücks kann das Ver⸗
langen nach ſofortiger Uebernahme durch die Gemeinde von
dem Eigenthümer geſtellt werden , wenn der Um⸗, Aus⸗ oder
Wiederaufbau des Gebäudes deßhalb verſagt wird , weil die
Grundfläche deſſelben ganz oder zum Theil zur Herſtellung
oder Erweiterung einer Straße oder eines Platzes nöthig iſt .

Ueber die Verbindlichkeit der Gemeinde zur Uebernahme
des Eigenthums entſcheidet der Bezirksrath als Verwaltungs⸗
behörde .

Auf die Klage des Eigenthümers wegen Beſtimmung
der Entſchädigung findet das Geſetz vom 28 . Auguſt 1835 ,
die Zwangsabtretung betreffend , ebenfalls entſprechende An⸗
wendung .

Art . 7. ( Faſſung vom 26 . Juni 1890 . ) Den Bau⸗
unternehmern gegenüber hat die Feſtſtellung des Bauplanes
die Wirkung , daß für die aufzuführenden Bauten die feſt⸗
geſetzte Straßenhöhe und für die nach der Ortsſtraße ge⸗
richtete Seite eines Gebäudes , ſoweit ſie über die Straßen⸗
fläche hervorragt , die feſtgeſtellte Bauflucht maßgebend iſt .

Eine Abweichung iſt nur mit Genehmigung der Bau —
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polizeibehörde 1) nach vorgängiger Vernehmung des Gemeinde⸗

raths zuläſſig .
Art . 8. ( Faſſung vom 26 . Juni 1890 . ) Die Ver⸗

pflichtung der Gemeinde zur Herſtellung einer planmäßig
feſtgeſtellten Ortsſtraße wird jedenfalls dann wirkſam , wenn
und ſoweit an einer ſolchen Ortsſtraße mindeſtens auf einer
Seite neue und ältere Gebäude in weſentlich regelmäßiger
Folge an die Gebäude beſtehender Straßen ſich anreihen .

Sobald die ſofortige Ausführung einer ſolchen Ge⸗

bäudereihe hinlänglich geſichert iſt , hat die Gemeinde die
Straße , ſoweit zur Eröffnung einer Zufahrt zu den Ge⸗
bäuden erforderlich , herzuſtellen und die für die Ableitung
des Abwaſſers nöthigen Einrichtungen mindeſtens vorläufig
zu treffen .

Art . 8Za. ( Neu : Geſetz vom 26 . Juni 1890 . ) Außer⸗
halb der angelegten Ortsſtraßen iſt die Errichtung von Ge⸗
bäuden , ſofern nicht die Gemeinde gemäß Art . 8 zur ſo⸗
fortigen Herſtellung einer an den Bau führenden Straße
verpflichtet iſt , nur zuläſſig , wenn der Bauende die für die
Bauausführung und für die Benützung des Gebäudes oder
im öffentlichen Intereſſe unentbehrliche Verbindung mit dem
nächſten öffentlichen Wege und die für die Ableitung des
Abwaſſers erforderlichen Einrichtungen nach polizeilicher An⸗
ordnung ) auf eigene Koſten herſtellt .

Art . 8 b. ( Neu. Geſetz vom 26 . Juni 1890 ) . Außer⸗
dem können außerhalb des geſchloſſenen Wohnbezirkes und ,
ſoweit Ortsbaupläne beſtehen , auch außerhalb des Bereichs
dieſer Pläne Neubauten im einzelnen Falle von der Bau⸗
polizeibehördes ) nach Vernehmung des Gemeinderaths unter⸗
ſagt werden :

1. wenn Thatſachen vorliegen , welche die Annahme recht⸗
fertigen , daß durch die Errichtung eines Gebäudes

4 Bezirksamt : § 49 Abſ . 1Ziff .4 der Landesbauverordnüng .

0 iſt das Bezirksamt : § 49 Abſ . 1 Ziff . 4 der L. B. V

) Bezirksamt : § 49 Abf . 1 Ziff . 4 der L. B. V. ( S. 4) )
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an dem bezeichneten Platze feld⸗, ſicherheits⸗ , ſitten⸗
oder feuerpolizeiliche Intereſſen gefährdet werden ,

2. in den letztgenannten Fällen auch dann , wenn durch
die Lage des Baues der angemeſſenen Fortführung
des Ortsbauplanes Hinderniſſe erwachſen .

Art . 9. GFaſſung vom 3. März 1880 . ) Durch Ge⸗
meindebeſchluß kann mit Staatsgenehmigung beſtimmt wer⸗
den ) , daß bei der Anlegung einer neuen Ortsſtraße , ſowie
beim Anbau an eine ſchon vorhandene , noch unbebaute
Ortsſtraße , der Aufwand für den Erwerb des für die Straße
nöthigen Geländes , ſowie die Koſten der den Bedürfniſſen
des Verkehrs entſprechenden erſten Einrichtung der Straße
und der zeitweiſen , höchſtens jedoch fünfjährigen Unterhal⸗
tung derſelben ganz oder theilweiſe von den angrenzenden
Eigenthümern , ſobald ſie auf ihren Grundſtücken Bauten
ausführen , getragen oder erſetzt werden .

Ebenſo kann durch Gemeindebeſchluß mit Staatsge⸗
genehmigung beſtimmt werden , daß die Eigenthümer der an
ſolche Ortsſtraßen angrenzenden , ſchon früher ausgeführten
Bauten , wenn dieſen die Straße in hervorragendem Maße
beſonderen Nutzen bietet , einen entſprechenden Beitrag 2) zu
den in Abſ . 1 genannten Koſten zu leiſten haben .

Art . 10 . Wollen Bauunternehmer oder Baugeſell⸗
ſchaften auf ihrem Eigenthum ganze Ortstheile oder Straßen
zur Ausführung bringen , ſo haben ſie ſich zur Erwirkung
der Feſtſtellung zur Bauflucht ( Art . 2) an den Gemeinderath
zu wenden .

Wird das Begehren vom Gemeinderath zurückgewieſen
oder demſelben nicht binnen 3 Wochen weitere Folge ge⸗
geben , ſo können die Unternehmer nach Befolgung derſelben
Anordnungen , wie ſie in Art . 2 Ziffer 1 vorgeſchrieben ſind ,
dem Bezirksamte behufs der Vernehmung des Gemeinderaths
und der weiteren Behandlung nach Maßgabe der Ziffern
2 bis 6des Artikels 2 Vorlage machen .

) Wegen des Verfahrens ogl . die nachfolgende Vollzugsver⸗
ordnung .

) Der Erſatzanſpruch hat einen ſachartigen Charakter , er kann
darum gegen jeden Beſitzer des angrenzenden Grundſtückes geltend
gemacht werden . Zeitſchrift für Verwaltung 1886 S. 132.
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Wird dem Geſuche ſtattgegeben , ſo ſind zugleich die Be⸗

dingungen bezüglich der Herſtellung und Unterhaltung , bezw.
der einſtigen Uebernahme der fraglichen Ortsſtraßen oder

Plätze auf die Gemeinde feſtzuſetzen .

Iſt auf ein derartiges Geſuch die Bauflucht endgiltig
feſtgeſtellt , ſo treten auch hier die Artikel 3 und 7 in Wirk⸗

ſamkeit .
Art . 11 . Iſt die Bauflucht für den Anbau an einer ſchon

beſtehenden Ortsſtraße nicht allgemein feſtgeſetzt oder entſtehen
Streitigkeiten über die Einhaltung der allgemein feſtgeſtellten
Fluchtlinie , ſo wird die Bauflucht für den einzelnen Fall ! )
nach Vernehmung des Gemeinderaths , und in den Fällen
des Artikels 1 Abſatz 2 nach Vernehmung der Straßenbau⸗
verwaltung durch die Baupolizeibehörde 2) , bezw. den Bezirks⸗
rath beſtimmt . Gleiches gilt bezüglich der Beſtimmung der

Straßenhöhe .
Art . 12 . ( Faſſung vom 26 . Juni 1890 . ) Sowohl für

neu anzulegende , als für ſchon beſtehende Ortsſtraßen kann

durch Gemeindebeſchluß mit Staatsgenehmigung feſtgeſetzt
werdens ) , daß die Hauseigenthümer die Koſten der neuen Her⸗
ſtellung der ihren Grundſtücken dienenden unterir diſchen Ab⸗

zugskanäle theilweiſe zu tragen oder zu erſetzen haben .
Art . 18 . In gleicher Weiſe ! ) kann die Pflicht der Her⸗

ſtellung und Unterhaltung der öffentlichen Gehwege ( Trot⸗
toirs ) , der Rinnen und Kanäle , welche zur Ableitung von
Regenwaſſer oder Unrath in die öffentlichen Abzugsgräben
dienen , den angrenzenden Eigenthümern , einem jeden , ſoweit
ſein Grundſtück reicht , völlig oder zum Theil auferlegt werden .

Art . 14 . In den Fällen der Artikel 9, 12 . 13 werden

Streitigkeiten zwiſchen der Gemeinde und dem einzelnen

) inerlei , ob ſür den betreffenden Bau nach der Bauverordnung
Baugenehmigung oder nur Bauanzeige , oder keine von beiden nöthig
iſt . Wielandt , Rechtſprechung des V. ⸗G. ⸗Hofs S. 624 .

) Bezirksamt : § 49 Abſ . 1, Ziff . 4 der L. B. V. ( S. 41 )
) Wegen des Verfahrens vgl . die nachfolgende Vollzugsvor⸗

ordnung .
) Vgl . §. 9 der nachfolgenden Vollzugsverordnung .
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Grundbeſitzer , über deſſen Beitragspflicht und die Größe der

ihm angeſonnenen Leiſtung vor den Verwaltungsgerichten
verhandelt und nach dem allgemeinen Maßſtab entſchieden ,
den der Gemeindebeſchluß für den Beizug der an die Straße

grenzenden Eigenthümer feſtſtellt .
Art . 15 ſiehe Seite 80 .

Art . 16 ſiehe Seite 82 .

Art . 17 . ( Faſſung vom 26 . Juni 1890 ) . Eine Ent⸗

ſchädigung können Diejenigen , welche durch Feſtſtellung der

Bauflucht oder in Anwendung der Art . 8a , 8b , 15 und 16

dieſes Geſetzes , ſowie des §. 31 des Straßengeſetzes vom

14 . Juni 1884 ) genöthigt werden , ihr Eigenthum unüber⸗

—55 liegen zu laſſen , wegen dieſer Einſchränkung nicht ver⸗

angen .
Wird jedoch unter einer der im vorhergehenden Abſatz

erwähnten Vorausſetzungen der Um⸗, Aus⸗ oder Wiederauf⸗
bau eines beſtehenden Gebäudes dem Eigenthümer verſagt ,
ſo ſteht demſelben für die durch dieſe Beſchränkung verurſachte
Werthsminderung des Grundſtücks ein Anſpruch auf Ent⸗

ſchädigung zu .
Art . 18 . ( Faſſung vom 26 . Juni 1890 . ) Wird eine

Ortsſtraße eingezogen oder in ihrer Höhe , Breite oder Rich —
tung geändert , oder wird die Ausführung einer planmäßig
feſtgeſtellten Ortsſtraße aufgegeben oder nach Höhe , Breite
oder Richtung abweichend von dem Plan vollzogen , ſo iſt
die hierdurch verurſachte Werthsminderung der vor der Be⸗

kanntgebung des bezüglichen Vorhabens an der abgeänder⸗
ten Strecke der Ortsſtraße errichteten oder in Angriff ge⸗
nommenen Gebäude den Eigenthümern von dem Straßen⸗
baupflichtigen zu erſetzen .

Außerdem hat der Straßenbaupflichtige , wenn die Höhe
einer Ortsſtraße verändert wird , die dadurch nöthig werden⸗

den Veränderungen an den Zufahrten und Zugängen der

anſtoßenden Liegenſchaften , ſoweit dieſe letzteren durch die

Veränderung nicht einen höheren Werth erhalten haben , auf

ſeine Koſten herzuſtellen .

) Seite 79.



10 Ortsſtraßen , Baufluchten .

2. Verordnung des Miniſteriums des Innern
vom 4 . Auguſt 1890 , die Leiſtungen der Anſtößerbei Herſtellung von Ortsſtraßen ꝛc. betreffend .

( Gef. ⸗ und V. ⸗O. ⸗B. S. 513) .
Zum Vollzuge des Geſetzes vom 20 . Februar 1868 , die

Anlage der Ortsſtraßen und die Feſtſtellung der Baufluchten ,
ſowie das Bauen längs der Landſtraßen und Eiſenbahnen
betreffend , in der durch die Geſetze v. 3. März 1880 und
26 . Juni 1890 bewirkten Faſſung wird unter Aufhebung
der dieſſeitigen Verordnung vom 22 . Januar 1876 ( Geſetzes⸗
und Verordnungsblatt Nr . V) verordnet , was folgt:

§. 1. Wenn in einer Gemeinde nach den Art . 9 und
12 des Geſetzes ein Beizug der angrenzenden Eigenthümer
zu den daſelbſt bezeichneten Koſten ſtattfinden ſoll , ſind zu⸗
vörderſt hinſichtlich der Art und des Maßes dieſes Beizugs ,
ſowie hinſichtlich des Maßſtabes für denſelben auf Antragdes Gemeinderaths durch Gemeindebeſchluß beſtimmte all⸗
gemeine Grundſätze aufzuſtellen , welche in allen vorkommen⸗
den Einzelfällen für die Bemeſſung der den Anſtößern auf⸗
zuerlegenden Verpflichtungen als Richtſchnur zu dienen haben .Von dieſem Gemeindebeſchluß iſt dem Bezirksamt durch
Einſendung einer Abſchrift Kenntniß zu geben .

§. 2. Behufs des wirklichen Beizugs der Anſtößer zuBeiträgen für die Anlage oder Unterhaltung einer StraßeArtikel 9) iſt für jede einzelne Ortsſtraße jeweilsein beſonderer Gemeindebeſchluß zu faſſen . Dieſer letztere
Beſchluß bedarf der Staatsgenehmigung und iſt ſolche auchnur von Fall zu Fall einzuholen und zu ertheilen .

Hierbei hat das nachbeſchriebene Verfahren einzutreten :
8 Der Gemeinderath ſtellt , nachdem über den Bau⸗

plan für die Anlage der betreffenden Ortsſtraße endgiltigentſchieden iſt , einen detaillirten Ueberſchlag des Aufwandes ,
zu deſſen Beſtreitung die Grundbeſitzer beigezogen werden
ſollen , ſowie eine Liſte der beitragspflichtigen Grundbeſitzer auf .

In der Liſte iſt die Größe der die Beitragspflicht be⸗
gründenden Grundſtücke , ſowie das Maß der an die Straßeſtoßenden Grenze derſelben anzugeben . Zugleich bezeichnetder Gemeinderath ausdrücklich das Verhältniß , in welchem
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die Geſammtheit zu dem Aufwande beizutragen hat , ſo —
wie den Maßſtab , nach welchem der angeforderte Beitrag auf
die einzelnen Grundbeſitzer vertheilt werden ſoll .

Wenn und inſoweit hierbei von den nach §. 1 dieſer
Verordnung aufgeſtellten allgemeinen Grundſätzen wegen der

beſonderen Verhältniſſe des Falles abgewichen wird , ſind die

letzteren näher darzulegen .
Iſt eines der als beitragspflichtig bezeichneten Grund⸗

ſtücke bereits ganz oder theilweiſe bebaut , ſo iſt dies in der
Liſte erſichtlich zu machen und die nach Art . 9 Abſatz 2 er⸗
forderliche Begründung durch Angabe der den Fall betreffen⸗
den beſonderen örtlichen Umſtände beizufügen .

§. 4. Der Gemeinderath läßt ſämmtliche in §. 3 be⸗
nannte Vorarbeiten ſammt dem Straßenplan , aus welchem
die Lage der einſchlägigen Grundſtücke zu erſehen iſt , 14

Tage lang auf dem Rathhauſe öffentlich auflegen , indem er
zugleich eine angemeſſene Friſt feſtſetzt , innerhalb welcher bei

Ausſchlußvermeiden etwaige Einwendungen geltend zu
machen ſind . Dieſe Verfügung wird öffentlich verkündet und
durch beſondere Eröffnung zur Kenntniß der betheiligten
Grundbeſitzer gebracht .

§. 5. Nach Prüfung der erhobenen Einwendungen
werden die Anträge des Gemeinderaths ſammt erſteren dem

Bürgerausſchuß ( der Gemeindeverſammlung ) zur Beſchluß —
faſſung vorgelegt .

Der Gemeindebeſchluß , welcher die Beitragspflicht aus⸗

ſpricht , iſt den einzelnen betheiligten Grundbeſitzern unter Be⸗

lehrung nach §. 6 zu eröffnen und ſodann mit den Akten
dem Bezirksamte zur Ertheilung der Staatsgenehmigung vor⸗

zulegen .
Erſtreckt ſich die Beitragspflicht auf ein bereits bebautes

Grundſtück (§. 3 Abſatz 4) , ſo muß der Gemeindebeſchluß
erkennen laſſen , daß dabei eine Prüfung und Feſtſtellung
der beſonderen thatſächlichen Vorausſetzungen für den Beizug
ſtattgefunden hat .

§. 6. Einſprachen der in Anſpruch genommenen Grund⸗

beſitzer gegen die Ertheilung der Staatsgenehmigung ſind
bei Ausſchlußvermeiden binnen 14 Tagen nach der Cröff —



12 Ortsſtraßen , Baufluchten .

nung des Gemeindebeſchluſſes bei dem Bezirksamte vorzu —
tragen , werden aber nur inſofern beachtet , als ſie entweder

ſchon auf die erſte Aufforderung des Gemeinderaths bei dieſem

vorgebracht waren oder gegen einen von dem erſten Ent —

wurf des Gemeinderaths abweichenden Gemeindebeſchluß ge —
richtet ſind .

§. 7. Der Beſchluß des Bezirksamts ( bezw. des Be⸗

zirksraths , §. 6 Ziffer 3 des Verwaltungsgeſetzes vom 5.
Oktober 1863 ) iſt der Gemeinde und den betheiligten Grund⸗

beſitzern zu eröffnen .
Die Eröffnung an die Grundbeſitzer , welche keine Ein⸗

ſprache erhoben haben , erfolgt durch den Gemeinderath .
§. 8. Die 88. 3 bis 7 haben auch entſprechende An⸗

wendung zu finden behufs des Beizugs der Hauseigenthümer
zu den Koſten der neuen Herſtellung unterirdiſcher Abzugs —
kanäle ( Artikel 12 des Geſetzes ) .

Handelt es ſich hiebei um ein zuſammenhängendes , über
mehrere Straßen oder die ganze Gemeinde ſich erſtreckendes
Entwäſſerungsunternehmen , ſo kann das Beizugsverfahren
unter Zugrundlegung des Geſammtaufwandes gleichzeitig für
ſämmtliche in Betracht kommende , ſowohl im Antrag des
Gemeinderaths als im Gemeindebeſchluß beſonders zu be —
zeichnende Straßen zur Durchführung gebracht werden .

§. 9. Gemeindebeſchlüſſe über die Verpflichtung zur Her⸗
ſtellung und Unterhaltung öffentlicher Gehwege oder der zur
Ableitung von Regenwaſſer und Unrath dienenden Rinnen
( Art . 13) werden auf Antrag des Gemeinderaths erlaſſen
und dem Bezirksamte zur Ertheilung der Staatsgenehmig⸗
ung vorgelegt . Dieſelben ſind nach erfolgter Genehmigung
vom Gemeinderath öffentlich bekannt zu machen .

88
ſhth
Heihen!
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